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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), 
Bading, Mertes und Genossen eingehrachten Entwurf eines 
Gesetzes über Maßnahmen zur Sicherung der Altölheseitigung 

— Drucksache V/3075 — 

über den von der Bundesregierung eingehrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Überwachung des Verbleibs ölhaltiger und 
ähnlicher Ahfallstoffe (Altölgesetz) 

— ■ Drucksache V/3286 — 

über den von den Abgeordneten Stein (Honrath), Schmidhuber, 
Krammig, Dr. Stecker und Genossen eingehrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Überwachung des Altölanfalls und zur 
Sicherung der Altölbeseitigung 

— Drucksache V/3376 — 


A. Bericht des Abgeordneten Opitz 


I. 

Der Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Schmidt 
(Wuppertal), Bading, Mertes und Genossen (Druck- 
sache V/3075) wurde in der 183. Sitzung des Bundes- 
tages vom 26. Juni 1968 an den Ausschuß für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen zur alleinigen Bera- 
tung überwiesen. Der Gesetzentwurf der Bundes- 
regierung (Drucksache V/3286) und der Gesetzent- 
wurf der Abgeordneten Stein (Honrath), Schmid- 
huber, Krammig, Dr. Stecker und Genossen (Druck- 
sache V/3376) wurden in der 191. Sitzung des Bun- 
destages vom 23. Oktober 1968 an den Ausschuß für 


Wirtschaft und Mittelstandsfragen federführend und 
an den Ausschuß für Gesundheitswesen mitberatend 
überwiesen. 

n. Allgemeines 

Die unschädliche Altölbeseitigung wird schon seit 
1935 öffentlich gefördert, seit 1953 durch Steuerprä- 
ferenzen und seit Neuregelung der Mineralölab- 
gaben seit 1. Januar 1964 durch Subventionen aus 
Haushaltsmitteln zugunsten der Regenerierung von 
Schmieröl. Wie erinnerlich, hat der Bundestag 1967 
diese Subventionen unter erheblichen Bedenken 
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letztmalig bis zum 31, Dezember 1968 bewilligt. Auf 
Grund dieser Tatsache und der Daten der mittel- 
fristigen Finanzplanung können Subventionen aus 
Haushaltsmitteln für diese Zwecke jedenfalls als 
Dauerlösung nicht in Erwägung gezogen werden. 

Die Bundesregierung hat in Kenntnis dieser Sach- 
lage mit ihrem Entwurf (Drucksache V/3286) eines 
Altölgesetzes lediglich eine Nachweispflicht über 
den Verbleib von Altölen vorgeschlagen mit der 
Folge, daß die Beseitigungskosten von den Altöl- 
besitzern allein und unmittelbar zu tragen gewesen 
wären. Ob allein diese, Nachweispflicht eine ausrei- 
chende Sicherung für eine unschädliche Beseitigung 
wäre, hat der Bundesrat bei der Beratung dieser 
Vorlage bezweifelt. Er hat deshalb auf den z. Z. be- 
reits dem Bundestag vorliegenden Initiativentwurf 
— Drucksache V/3075 — verwiesen und für die wei- 
teren Beratungen empfohlen, die beiden Gesetzent- 
würfe zusammenzufassen. Neben der Regierungs- 
vorlage und diesem Gesetzentwurf — Drucksache 
V/3075 — wurde noch eine weitere Vorlage — 
Drucksache V/3376 — eingebracht. 

Die beiden Initiativentwürfe gehen über die Re- 
gierungsvorlage insoweit hinaus, als sie eine zen- 
trale Finanzierung vorschlagen, mit deren Hilfe Alt- 
öle auf marktwirtschaftlicher Grundlage beseitigt 
werden sollen. In der Systematik decken sich die 
beiden Initiativentwürfe. Sie unterscheiden sich im 
wesentlichen dadurch, daß sie die Aufbringung der 
Mittel unterschiedlich regeln. Nach dem Vorschlag 
des Antrags — Drucksache V/3075 — sollen die 
Frischöle bei den Herstellern und Importeuren mit 
einem Beitrag belastet werden, während nach dem 
Vorschlag — Drucksache V/3376 — eine Gebühr bei 
dem Letztverbraucher von Schmieröl erhoben wer- 
den soll. Außerdem soll nach dem Entwurf — 
Drucksache V/3075 — die Bezuschussung der Beseiti- 
gung von Altöl, nach Beseitigungsarten — unter be- 
sonderem Schutz der mittelständischen Altölraffine- 
rien — differenziert werden. Der Entwurf — Druck- 
sache V/3376 — will dagegen nach den zu beseiti- 
genden Altölsorten unterscheiden. 

Der Ausschuß hat in Übereinstimmung mit dem 
Gesundheitsausschuß die besondere Dringlichkeit 
einer Regelung der Erfassung von Altölen und die 
Kontrolle ihrer unschädlichen Beseitigung vor allem 
aus gesundheitspolitischen Erwägungen anerkannt 
und deshalb die vorliegenden Gesetzentwürfe mit 
Vorrang beraten. Er hat zunächst vor allem — trotz 
der eingangs erwähnten Überlegungen — geprüft, 
ob das bisherige Subventionsverfahren bis zu der 
beabsichtigten Regelung in der EWG kurzfristig zur 
Vermeidung eines zusätzlichen Verwaltungsaufwan- 
des fortgesetzt werden könne. Eine diesbezügliche 
Anfrage beim Haushalts ausschuß wurde jedoch wäh- 
rend der Beratungen nicht beantwortet. 

Der Ausschuß stimmte mit dem Bundesrat und 
jetzt auch mit der Bundesregierung darin überein, 
daß es nicht ausreichen werde, von den Altölbesit- 
zern den Nachweis des Verbleibs ihrer Altöle zu 
verlangen, sondern daß es darauf ankommen müsse, 
gleichzeitig sicherzustellen, daß die Beseitigung der 


Altöle ohne zusätzliche Verunreinigung der Gewäs- 
ser und der Luft durchgeführt werde. Würde man den 
Altölbesitzern die Kosten allein und unmittelbar 
anlasten, muß befürchtet werden, daß ein großer 
Teil der bisher gesammelten Altöle (200 000 t jähr- 
lich) unkontrolliert beseitigt würden. Der Ausschuß 
ist deshalb in Übereinstimmung mit der Bundes- 
regierung dem Initiativgesetzentwurf — Drucksache 
V/3075 — insoweit gefolgt,* daß schon beim Inver- 
kehrbringen von Frischölen Kostenbeiträge für die 
unschädliche Altölbeseitigung aufzubringen sind. 
Bei seinen weiteren Überlegungen hat sich der 
Ausschuß davon leiten lassen, daß 

a) ein verwaltungstechnisch einfaches, sparsames 
und zugleich im Interesse des Gewässerschutzes 
voll wirksames Verfahren gefunden werden 
muß, das zudem die beabsichtigte Regelung in 
der EWG nicht erschwert. Aus diesen Erwägun- 
gen hat der Ausschuß u. a. darauf verzichtet, das 
Schmieröl beim Letztverbraucher mit einer Ge- 
bühr (Drucksache V/3376) zu belasten; 

b) das vorrangige Ziel des Gesetzes sein müsse, 
die Altölbeseitigung zum Schutze der Gewässer 
sicherzustellen. Aus diesen Erwägungen konnte 
den Vorschlägen des Antrags — Drucksache 
V/3075 — den Altölraffinierien eine Sonderstel- 
lung einzuräumen, nicht gefolgt werden. Viel- 
mehr war der Ausschuß der Auffassung, daß zwi- 
schen den einzelnen Beseitigungsarten sich auf 
die Dauer ein strenger Kostenwettbewerb ent- 
wickeln müsse mit dem Ziel, sowohl die Abgaben 
als die Zuschüsse degressiv zu gestalten. Die 
Bundesregierung soll deshalb in dreijähriger 
Frist über die Entwicklung der Einnahmen- und 
Ausgabenseite nach diesem Gesetz berichten; 

c) die Bezuschussung der Altöltbeseitigung einen 
Trend zu den großen Kapazitäten fördern müsse, 
um im Interesse auch der Luftreinhaltung eine 
ständige Kontrolle dieser Betriebe zu gewähr- 
leisten; 

d) aus der vorgeschlagenen Regelung kein Präju- 
diz für Abfallbeseitigung schlechthin abgeleitet 
werden darf. Die besondere Gefährdung, der 
die Gewässer — besonders das Grundwasser — 
durch Altöle ausgesetzt sind, berechtigt hinsicht- 
lich ihrer Bekämpfung zu besonderen, hier adä- 
quaten Maßnahmen. 

Im Laufe der Beratungen hat sich ergeben, daß es 
zu einem verwaltungstechnisch noch einfacheren 
Verfahren führen würde, wenn anstelle der Bela- 
stung sämtlicher Schmieröle beim Hersteller und 
Importeur nur die besteuerten Mineralöle als Be- 
inessungsgrundlage dienen würden. Folge dieser 
Änderung war jedoch, daß der Beitrag von bisher 
5 DM bzw. 6 DM/100 kg Schmieröl auf 7,50 DM/ 
100 kg Schmieröl erhöht werden mußte, weil nun- 
mehr eine geringere Menge von Schmierölen — 
nicht alle Schmieröle unterliegen der Mineralöl- 
steuer — für die Erhebung der Ausgleichsabgabe 
verfügbar ist. Außerdem steigen die Ausgaben, weil 
nunmehr — auf Empfehlung des Gesundheitsaus- 
schusses — nicht nur die aus Schmierölen anfallen- 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache Y/3573 


den Altöle, sondern sämtliche mineralölhaltigen Ab- 
fälle (z. B. Heizölschlämme) beseitigt werden sollen. 

Für die Beratungen hat die Bundesregierung dem 
Ausschuß eine vom Kabinett gebilligte Stellung- 
nahme auf Grund § 49 GGO II, die der Ausschuß zu 
seiner Beratungsgrundlage machte, vorgelegt. Die 
Vorlage faßte den 'Regierungsentwurf und den 
Initiativgesetzentwurf (Drucksache V/3075) entspre- 
chend den Wünschen des Bundesrates zusammen. 


IIL Zum Gesetzentwurf im allgemeinen 

Zu § 1 (Rückstellungsfonds) 

Das Aufkommen des Rückstellungsfonds soll ein 
unselbständiges Sondervermögen bilden, das aus- 
schließlich den Zwecken dieses Gesetzes dient. Die 
Verwaltung des Fonds wird dem Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft übertragen, damit im Inter- 
esse der Abgabepflichtigen ein mit der Schaffung 
einer neuen Organisation sonst verbundener Ver- 
waltungsaufwand vermieden wird. 

Zu § 2 (Aufgaben) 

Die Neuregelung stellt die finanzielle Unterstüt- 
zung der Altölbeseitigung auf die Grundlage der 
Selbsthilfe innerhalb der Mineralölwirtschaft. Neben 
der bisher unterstützten Regenerierung werden 
nunmehr auch weitere Beseitigungsarten gefördert, 
wie z. B. die Verbrennung von Altölen. 

Der Ausschuß hat Wert darauf gelegt, daß nicht 
nur gewerbliche Unternehmen sondern auch öffent- 
liche Körperschaften, z. B. gemeindeeigene Verbren- 
nungsanlagen Mittel aus dem Rückstellungsfonds 
erhalten können, wenn sie Altöle entsprechend den 
Vorschriften des Gesetzes beseitigen. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen wollte den 
Beseitigungsbetrieben einen gesetzlichen Rechts- 
anspruch auf die Zuweisung von Mitteln aus dem 
Rückstellungsfonds geben. Der Ausschuß ist dieser 
Anregung aus folgenden Erwägungen nicht gefolgt. 
Einmal ist das Ermessen des Bundesamtes schon 
nach dem Gleichheitsgrundsatz begrenzt. Einen An- 
spruch auf Mittelzuweisung hat jeder Betrieb, der 
die gleichen Voraussetzungen erfüllt. Z. a. würde 
ein gesetzlicher Rechtsanspruch es fast unmöglich 
machen, entsprechend den Vorstellungen des Aus- 
schusses die Zuschüsse degressiv verlaufen zu las- 
sen. Der Ausschuß glaubt deshalb, daß die vor- 
liegende Formulierung sowohl den Interessen der 
ßeseitigungsbetriebe als auch den der mit der Aus- 
gleichsabgabe belasteten Schmierölverbrauchern 
dient. 

Die Zahlung der laufenden Zuschüsse setzt den 
Abschluß von Vereinbarungen zwischen dem Bun- 
desamt und den einzelnen Altölbeseitigern voraus. 
Die Zuschüsse werden an Bedingungen geknüpft, 
die sich aus den Richtlinien des Bundesministers für 
Wirtschaft ergeben. So werden sich die Zuschuß- 
empfänger verpflichten müssen, in den vom Bundes- 
amt zu bestimmenden Gebieten alle angebotenen 
Altöle kostenlos abzunehmen und bei geringeren 


Mengen die spätere Abholung durch die Aufstellung 
von Sammelbehältern vorzubereiten. 

Zu diesen Pflichten gehört nicht etwa das Leer- 
pumpen von Mineralölbehäitern, Ölabscheidern 
oder Schiffsbilgen. 

In § 2 Abs. 4 wird die unter II erwähnte Bericht- 
erstattungspflicht der Bundesregierung festgelegt. 
Hiernach hat sie erstmalig zum 31. März 1972 über 
die Tätigkeit des Rückstellungsfonds, insbesondere 
aber über die Möglichkeit, die laufenden Zuschüsse 
und die Ausgleichsabgaben zu senken, zu berichten. 

Zu § 3 (Abnahme des Altöls) 

In dieser Vorschrift wird die Abnahmepflicht im 
einzelnen festgelegt. Der Ausschuß für Gesundheits- 
wesen glaubte, daß der Rechtsanspruch, den Altöl- 
besitzer auf die Übernahme ihrer Altöle haben, noch 
verschärft werden müsse. Auch hier ist der Aus- 
schuß dieser Anregung nicht gefolgt, weil in den 
Fällen, in denen der Altölbesitzer die Abholung ver- 
langt, der für den betreffenen Bezirk zuständige 
übernahmebetrieb die Abnahme nicht verweigern 
kann, es sei denn, die erforderlichen Einrichtungen 
sind noch nicht vorhanden. Der Ausschuß hält diese 
Einschränkung unter Hinweis auf die Erfahrungen 
der vergangenen Jahre nicht für schwerwiegend, 
denn es ist bisher gelungen, eine reibungslose 
Abholung der Altöle zu gewährleisten. 

Die Altölbesitzer haben das Recht, die kostenlose 
Übernahme aller bei ihnen anfallenden AltÖle zu 
verlangen. Sie haben lediglich die Kosten für die 
Abholung insoweit zu tragen, als der Anteil an 
Fremdstoffen eine bestimmte Grenze überschreitet. 

Zu § 4 (Ausgleichsabgabe) 

Der Ausschuß ist der in dem Initiativantrag 
(Drucksache V/3075) vorgeschlagenen Art der Mittel- 
aufbringung durch Beiträge bzw. Gebühren nicht 
gefolgt, weil eine volle Identität zwischen Beitrags- 
schuldnern und Vorteilsempfängern bzw. zwischen 
belasteten Frischölen und begünstigten Altölen nicht 
besteht. Vielmehr hat sich der Ausschuß auch in 
Übereinstimmung mit der Auffassung der Bundes- 
regierung für die Erhebung einer wirtschaftverwal- 
tungsrechtlichen „Ausgleichsabgabe" entschieden. 
Die Ausgleichsabgabe bringt besonders deutlich zum 
Ausdruck, daß es sich hier um eine Selbsthilfe in- 
nerhalb der mineralölerzeugenden und verbrauchen- 
den Wirtschaft handelt. 

Bemessungsgrundlage ist, wie in der Einleitung 
schon erwähnt, das mineralölpflichtige Schmieröl. 
Die Ausgleichsabgabe wird zugleich mit der Mine- 
ralölsteuer fällig. Die Abgabe beträgt 7,50 DM je 
100 kg Schmieröl und wird vom Bundesamt für ge- 
werbliche Wirtschaft eingezogen. Durch die Umstel- 
lung der Abgabeerhebung auf das versteuerte 
Schmieröl entfällt die aufwendige Erstattung für 
exportiertes Schmieröl und für das in der Industrie 
als Rohstoff verwendete Schmieröl. 

Darüber hinaus sehen die Initiativanträge auch 
eine Erstattung für die in der Industrie selbst un- 
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schädlich beseitigten Schmieröle vor. Der Aussdiuß 
hat für diese Fälle eine Erstattung nicht zugestan- 
den, weil 

a) der Ausschuß für Gesundheitswesen empfahl, auf 
diese Erstattung aus gesundheitspolitischen 
Gründen zu verzichten, andernfalls würde das 
Ziel, die Altölbeseitigung auf große Anlagen zu 
konzentrieren, nicht erreicht werden, 

b) das Gesamtverfahren nicht mehr überschaubar 
wäre, 

c) die Ausgleichsabgabe beträchtlich hätte erhöht 
werden müssen, 

und 

d) die Identität zwischen abgabebelasteten Schmier- 
ölen und begünstigten Altölen nicht gegeben ist. 

Zu § 5 (Auskünfte) 

Wer der Abgabepflicht unterliegt, muß dem Bun- 
desamt und der zuständigen Zollverwaltung die er- 
forderlichen Auskünfte erteilen. 

Zu § 6 (Nachweispflicht) 

Gewerbliche und sonstige wirtschaftliche Unter- 
nehmen haben ein Nachweisbuch zu führen, wenn 
bei ihnen jährlich mindestens 500 kg Altöl anfallen. 
Die Landesbehörden können Ausnahmen von der 
Nachweispflicht zulassen. Unter die Nachweispflicht 
fallen nur die Altöle, deren Abholung (§ 3 Abs. 1) 
nicht verlangt wird. Dieser Fall tritt dann ein, wenn 
Altölbesitzer die Altöle selbst beseitigen wollen. 
Durch diese Bestimmung wird verhindert, daß die 
in § 2 des Gesetzes genannten gesundheitspoliti- 
schen Ziele unterlaufen werden. Da in diesen Fällen 
Mittel aus dem Rückstellungsfonds nicht gewährt 
werden, glaubt der Ausschuß, die Bereitschaft der 
Altölbesitzer, die Abnahme ihrer Altölbestände nach 
§ 3 zu verlangen, positiv zu beeinflussen und damit 
den Trend zu größeren und wirtschaftlicheren Be- 
seitigungskapazitäten zu fördern. Weiter unterlie- 


gen der Nachweispflicht diejenigen Altöle, die einen 
hohen, über die zulässige Grenze hinausgehenden 
Anteil an Fremdstoffen haben, z. B. Emulsionen. Die 
Pflicht zur Führung eines Nachweisbuches setzt erst 
ein, wenn die dazugehörige Rechtsverordnung er- 
lassen worden ist. 


Zu § 7 (Überwachung) 

Altölbesitzer müssen den zuständigen Landesbe- 
hörden alle zur Überwachung des Altölverbleibs er- 
forderlichen Auskünfte erteilen. Die weiteren Vor- 
schriften dienen dem Schutz der Auskunftspflich- 
tigen und entsprechen den Regelungen, die für Aus- 
kunftspflichtige in anderen Gesetzen getroffen wor- 
den sind. 


Zu § 8 (Ausnahmen) 

Für die See- und Binnenschiffahrt soll der Bundes- 
minister für Verkehr besondere Vorschriften über 
das Sammeln und die Abgabe der Altöle erlassen, 
die sich an die bereits bestehenden Regelungen an- 
passen. 

Die bei der Bundesbahn, der Bundespost und bei 
den hoheitlichen Zwecken dienenden Einrichtungen 
des Bundes anfallenden Altöle werden wie bisher 
auf Grund interner Anweisungen gesammelt und 
zur unschädlichen Beseitigung abgegeben. 

Die §§ 9 bis 13 regeln die Ordnungswidrigkeiten 
und die Schlußbestimmung, zu denen keine besonde- 
ren Anmerkungen zu machen sind, mit der Aus- 
nahme, daß § 11 {Übergangsregelung) vorsieht, daß 
die abgabepflichtigen Schmieröle, für die beim In- 
krafttreten des Gesetzes bereits die Mineralöl- 
steuerschuld unbedingt geworden ist, ebenfalls der 
Abgabe unterliegen. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft und Mit- 
telstandsfragen bitte ich das Hohe Haus, dem Ge- 
setzentwurf in der aus der Anlage ersichtlichen Fas- 
sung zuzustimmen. 


Bonn, den 29. November 1968 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen V/3075, V/3286, 
V/3376 — in der aus der Anlage ersichtlichen Fas- 
sung anzunehmen. 


Bonn, den 29. November 1968 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Opitz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 15. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über Maßnahmen zur Sicherung der Altölbeseitigung 

(Altölgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Wirtschaftliche Sicherung der Altölbeseitigung 

§ 1 

Rückstellungsfonds 

(1) Zur wirtschaftlichen Sicherung der Altölbe- 
seitigung wird ein Sondervermögen des Bundes mit 
dem Namen „Rückstellungsfonds zur Sicherung der 
Altölbeseitigung" (Rückstellungsfonds) gebildet. 

(2) Die Verwaltung des Rückstellungsfonds ob- 
liegt dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
(Bundesamt). Die Kosten der Verwaltung werden 
aus Fondsmitteln gedeckt. 

(3) Die Fondsmittel dürfen im übrigen nur für 
Zuschüsse nach § 2 Abs. 1 dieses Gesetzes verwen- 
det werden, 

§ 2 

Aufgabe 

(1) Aus Mitteln des Rückstellungsfonds können 
gewerblichen und sonstigen wirtschaftlichen Unter- 
nehmen sowie juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts mit Sitz im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes, die von anderen nach § 3 Abs. 3 über- 
nommene Altöle beseitigen, laufende Zuschüsse 
zu den anderweitig nicht zu deckenden Kosten ge- 
währt werden, wenn die Altöle gewässer- und bo- 
denunschädlich beseitigt werden und Luftverunreini- 
gungen, vor denen die Allgemeinheit und die Nach- 
barschaft zu schützen sind, nicht entstehen. Der Bun- 
desminister für Wirtschaft bestimmt durch Rechts- 
verordnung im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Gesundheitswesen unter Berücksichtigung 
wirtschaftlicher Gesichtspunkte, für welche Arten 
der Beseitigung einschließlich der Aufarbeitung von 
Altölen und von welchen Mindestmengen an lau- 
fende Zuschüsse gewährt werden können. 

(2) Die Zuschüsse werden vom Bundesamt nach 
Richtlinien des Bundesministers für Wirtschaft ge- 
leistet. Durch die Richtlinien ist insbesondere sicher- 
zustellen, daß 

1. die Zuschußempfänger sich verpflichten, 
die Altöle nach Maßgabe des § 3 in je- 


weils vom Bundesamt zu bestimmenden 
Gebieten abzuholen oder die spätere Ab- 
nahme vorzubereiten, 

2. die Sammlungs- und Transportkosten Teil 
der Beseitigungskosten sind, 

3. bei den Zuschußsätzen für die einzelnen 
Beseitigungsarten die Kosten besonders 
ausgeglichen werden, die durch überdurch- 
schnittlich schwierige Sammlungsbedin- 
gungen verursacht werden, 

4. sich die Zuschüsse höchstens nach den un- 
gedeckten Kosten ausrichten, die im 
Durchschnitt der Unternehmen gleicher Art 
entstehen, 

5. für aus Altölen aufgearbeitete Mineralöl- 
produkte (Zweitraffinate), soweit in Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft ausgeführt, gewährte 
Zuschüsse zurückzuzahlen sind, 

6. der Bedarf des Rückstellungsfonds unter 
Berücksichtigung der vorstehenden Grund- 
sätze so niedrig wie möglich gehalten 
wird. 

(3) Die durch die Richtlinien festgelegten Zu- 
schußsätze gelten in den ersten zwei Jahren nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes unverändert; danach 
können sie jährlich zum Beginn eines Kalenderjahres 
nach vorheriger sechsmonatiger Ankündigung ge- 
ändert werden. 

(4) Die Bundesregierung berichtet dem Bundestag 
bis zum 31. März jedes dritten Jahres, erstmalig bis 
zum 31. März 1972, über die Tätigkeit des Rück- 
stellüngsfonds, insbesondere über die Möglichkeiten 
einer Ermäßigung der laufenden Zuschüsse (Ab- 
satz 1) und der Ausgleichsabgabe (§ 4 Abs. 2). 

§ 3 

Abnahme des Altöls 

(1) Altölbesitzer im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes können gegenüber dem Bundesamt verlangen, 
daß 

1. ihre Altöle in Mengen ab 200 1 abgeholt 
werden, soweit zur Sammlung und un- 
schädlichen Beseitigung des Altöls erfor- 
derliche Einrichtungen vorhanden sind, 

2. für Mengen unter 200 1 das spätere Ab- 
holen vorbereitet wird. 


6 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/3573 


(2) Altöle im Sinne des Absatzes 1 sind ge- 
brauchte Mineralöle und gebrauchte flüssige Mine- 
ralölprodukte, ferner mineralölhaltige Rückstände 
aus Lager-, Betriebs- und Transportbehältern. 

(3) Altöle werden nach Maßgabe des Absatzes 1 
kostenlos abgeholt. Der Bundesminister für Wirt- 
schaft wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Vor- 
schriften über 

1 . die Ermittlung und Messung der abgenom- 
menen Stoffe, 

2. den zulässigen Anteil an Fremdstoffen, der 
15 V. H. nicht überschreiten darf, 

zu erlassen. 

(4) Die über den zulässigen Anteil (Absatz 3 
Nr. 2) hinausgehenden Mengen an Fremdstoffen 
werden nach Maßgabe des Absatzes 1 entgeltlich 
abgeholt. Das Entgelt richtet sich nach den beim 
Bundesamt hinterlegten Preislisten der abnahme- 
pflichtigen Unternehmen. 

(5) Die Haftung des Altölbesitzers für Schäden, 
die durch nicht angezeigte Fremdstoffe verursacht 
werden, bleibt unberührt. 

§ 4 

Ausgleichsabgabe 

(1) Die Mittel des Rückstellungsfonds werden 
durch eine Ausgleichsabgabe aufgebracht. 

(2) Der Ausgleichsabgabe unterliegen (abgabe- 
pflichtige Waren) 

1. die Schmieröle aus der Nummer 27.10 - C - 
III des Zolltarifs, 

2. die Gasöle der Nummer 27.10 -C-I des 
Zolltarifs, soweit sie wie Schmieröle ver- 
wendet werden, 

3. mit ihrem Schwerölanteil die Schmier- 
mittel, 

alle diese Waren, soweit für sie die Mineralölsteuer 
nach dem Mineralölsteuergesetz 1964 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1003), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung strafrechtlicher Vorschriften 
der Reichsabgabenordnung und anderer Gesetze 
vom 10. August 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 877), 
erhoben wird. Die Ausgleichsabgabe beträgt 
7,5 Deutsche Mark für 100 kg abgabepflichtige 
Waren. Der Bundesminister für Wirtschaft wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Höhe der 
Ausgleichsabgabe zu senken, soweit es der Bedarf 
des Rückstellungsfonds erlaubt. 

(3) Die Ausgleichsabgabeschuld entsteht, wenn 
die Mineralölsteuerschuld für die abgabepflichtigen 
Waren unbedingt wird. 

(4) Schuldner der Ausgleichsabgabe ist der 
Schuldner der unbedingten Mineralölsteuerschuld. 


(5) Werden abgabepflichtige Waren der zollamt- 
lichen Überwachung vorenthalten oder entzogen, ist 
die Ausgleichsabgabeschuld sofort fällig. Im übrigen 
hat der Schuldner die Ausgleichsabgabe, für die die 
Abgabeschuld im Laufe eines Kalendermonats ent- 
standen ist, ohne Aufforderung spätestens am 10. 
des zweiten folgenden Monats zu entrichten. 

(6) Die Ausgleichsabgabe wird - vom Bundesamt 
erhoben. Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung die erforderlichen 
Bestimmungen über Erhebung und Beitreibung der 
Ausgleichsabgabe zu erlassen. Die Zollbehörden er- 
teilen dem Bundesamt die für die Verwaltung der 
Ausgleichsabgabe erforderlichen Auskünfte und 
stellen ihm die erforderlichen Unterlagen zur Ver- 
fügung. 

§ 5 

Auskünfte 

(1) Der Schuldner der Ausgleichsabgabe muß dem 
Bundesamt die für die Durchführung dieses Gesetzes 
und der dazu ergangenen Rechtsverordnungen er- 
forderlichen Auskünfte erteilen und Unterlagen vor- 
legen. 

(2) Angehörige und Beauftragte des Bundesamtes 
und Angehörige der Zollverwaltung sind im Rahmen 
des Absatzes 1 befugt, die abgabepflichtigen Waren 
zu prüfen, Grundstücke, Betriebsanlagen und Ge- 
schäftsräume und zur Verhütung dringender Gefah- 
ren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung auch 
Wohnräume des Auskunftspflichtigen zu betreten, 
dort Besichtigungen und Prüfungen vorzunehmen 
und die geschäftlichen Unterlagen des Auskunfts- 
pflichtigen einzusehen; das Grundrecht des Arti- 
kels 13 des Grundgesetzes auf Unverletzlichkeit der 
Wohnung wird insoweit eingeschränkt. 

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Aus- 
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant- 
wortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten An- 
gehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(4) Weigert sich ein Auskunftspflichtiger, eine 
Auskunft nach Absatz 1 zu erteilen oder entspre- 
chende Unterlagen vorzulegen, so kann das Bundes- 
amt die für die Festsetzung der Ausgleichsabgabe 
erforderlichen Feststellungen im Wege der Schät- 
zung treffen. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Überwachung des Verbleibs von Altöl 

§ 6 

Nachweispflicht 

(1) Gewerbliche und sonstige wirtschaftliche 
Unternehmen haben bei jedem Betrieb, in dem Altöl 
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im Sinne des Absatzes 2 in einer Menge von jährlich 
mindestens 500 kg anfallen oder bei dem mit einem 
jährlichen Anfall von Altölen in dieser Menge zu 
rechnen ist, ein Nachweisbuch zu führen. Das gleiche 
gilt für gewerbliche und sonstige wirtschaftliche 
Unternehmen, die Altöle dieser Art in jährlich min- 
destens dieser Menge übernehmen. Die nach Landes- 
recht zuständige Behörde kann auf Antrag 

1. eine zentrale Führung von Nachweis- 
büchern in einem Hauptbetrieb zulassen, 
wenn die Überwachung des Verbleibs der 
Altöle dadurch nicht beeinträchtigt wird, 

2. von der Pflicht, ein Nachweisbuch zu füh- 
ren, befreien, wenn das Unternehmen nach 
seiner Art und Betriebsführung auch ohne 
ein Nachweisbuch ausreichend überwacht 
werden kann. 

(2) Altöle im Sinne dieser Vorschrift sind die in 
§ 3 Abs. 2 genannten Stoffe, soweit 

1. ihre Abholung nicht gemäß § 3 Abs. 1 ver- 
langt wird, 

2. sie mit Fremdstoffen vermischt sind, deren 
Menge über den zulässigen Anteil (§ 3 
Abs. 3 Nr. 2) hinausgeht. 

(3) In * das Nachweisbuch sind fortlaufend Art, 
Menge und Verbleib der Altöie einzutragen. Das 
Nähere über die Einrichtung und die Führung des 
Nachweisbuches, über das Einbehalten von Belegen 
und über die Aufbewahrungsfristen regelt der Bun- 
desminister für Gesundheitswesen im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Wirtschaft durch 
Rechtsverordnung. 

§ 7 

Überwachung 

(1) Gewerbliche und sonstige wirtschaftliche Un- 
ternehmen sowie juristische Personen des öffent- 
lichen Rechts, bei denen Altöle im Sinne des § 3 
Abs. 2 anfallen oder die Altöle dieser Art überneh- 
men, haben der nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörde auf Verlangen die Auskünfte zu erteilen, die 
zur Überwachung des Verbleibs der Altöle erforder- 
lich sind. § 5 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Die von der zuständigen Behörde mit der Ein- 
holung von Auskünften beauftragten Personen sind 
im Rahmen des Absatzes 1 befugt, Grundstücke, An- 
lagen und Geschäftsräume und zur Verhütung drin- 
gender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung auch Wohnräume des Auskunftspflichtigen 
zu betreten, dort Prüfungen und Besichtigungen vor- 
zunehmen, Proben zu entnehmen und in die ge- 
schäftlichen Unterlagen des Auskunftspflichtigen 
Einsicht zu nehmen; das Grundrecht des Artikels 13 
des Grundgesetzes auf Unverletztlichkeit der Woh- 
nung wird insoweit eingeschränkt. 


(3) Nachweisbücher und Belege nach § 6 sind der 
zuständigen Behörde auf Verlangen zur Prüfung 
vorzulegen oder auszuhändigen. 

(4) Die nach den Absätzen 1, 2 und 3 erlangten 
Kenntnisse und Unterlagen dürfen nicht für ein Be- 
steuerungsverfahren, Strafverfahren wegen eines 
Steuervergehens oder Bußgeldverfahrens wegen 
einer Steuerordnungswidrigkeit verwendet werden. 
Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 und des 
§ 189 der Reichsabgabenordnung über Beistands- 
und Anzeigepflichten gegenüber den Finanzämtern 
gelten insoweit nicht. 

§ 8 

Ausnahmen 

(1) Die §§ 6 und 7 dieses Gesetzes gelten nicht 

1. für die See- und Binnenschiffahrt, 

2. für die Deutsche Bundesbahn und die 
Deutsche Bundespost, 

3. für Einrichtungen des Bundes, die hoheit- 
lichen Zwecken dienen und nicht unter die 
Nummer 2 fallen. 

(2) Für den Bereich der See- und Binnenschiff- 
fahrt wird der Bundesminister für Verkehr ermäch- 
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Gesundheitswesen durch Rechtsverordnung Vor- 
schriften zu erlassen über das Sammeln und die Ab- 
gabe der in § 3 Abs. 2 genannt Altöle auf Wasser- 
fahrzeugen und schwimmenden Anlagen, insbeson- 
dere über 

1. die Pflicht zur Abgabe der Altöle in be- 
stimmten Zeitabständen an ein abnahme- 
pflichtiges Unternehmen (§ 3) oder an eine 
von der zuständigen Behörde zugelassene 
Sammelstelle, 

2. den Nachweis der Abgabe und die Aufbe- 
wahrung dieser Nachweise und 

3. die Überwachung des Sammelns und der 
Abgabe der Altöle. 

(3) Das Internationale Übereinkommen zur Ver- 
hütung der Verschmutzung der See durch öl, 1954, 
sowie die nach dem Gesetz über das Internationale 
Übereinkommen zur Verhütung der Verschmutzung 
der See durch öl, 1954 vom 21. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 379) erlassenen Rechtsvorschriften 
bleiben unberührt. 

DRITTER ABSCHNITT 
Straf- und Bußgeldbestimmungen 

§ 9 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
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einer mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes be- 
trauten Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, un- 
befugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 6 Abs. 1 ein Nachweisbuch 
nicht führt, 

2. entgegen § 7 Abs. 1 eine Auskunft nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erteilt, 

3. entgegen § 7 Abs. 2 die Duldung von Prü- 
fungen oder Besichtigungen, die Einsicht 
in geschäftliche Unterlagen oder die Ent- 
nahme von Proben verweigert, 

4. entgegen § 7 Abs. 3 Nachweisbücher oder 
Belege nicht vorlegt oder aushändigt, oder 

5. einer auf Grund des § 6 Abs. 3 Satz 2 oder 
des § 8 Abs. 2 erlassenen Rechtsverord- 
nung zuwiderhandelt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld- 
vorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 


VIERTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 11 

Übergangsregelung 

(1) Der Ausgleichsabgabe unterliegen auch ab- 
gabepflichtige Waren (§ 4 Abs. 2), für die schon vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die Mineralöl- 
steuerschuld unbedingt geworden ist, mit Ausnahme 
derjenigen, die sich bei Verbrauchern, Tankstellen- 
oder Kraftfahrzeugreparaturwerkstätten befinden. 
Die Abgabeschuld entsteht mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes. Abgabeschuldner ist der Besitzer 
der Waren. Für unterwegs befindliche Waren geht 
die Schuld mit dem Besitzübergang auf den Emp- 
fänger über. 

(2) Der Abgabeschuldner hat die abgabenpflich- 
tigen Waren binnen vier Wochen nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes schriftlich dem Bundesamt an- 
zumelden. Die Abgabe ist ohne Anforderung vier 
Wochen nach der Anmeldung, für nicht ordnungs- 
gemäß angemeldete Waren mit dem Ablauf der 
Anmeldefrist fällig. 

§ 12 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 13 

Inkrafttreten 

(1) § 3 Abs. 1, 2, 3 Satz 1, Abs. 4 treten am 
1. Juli 1969 in Kraft. § 6 Abs. 1 tritt am ersten Tage 
des Kalenderjahres in Kraft, das der Verkündung 
der nach § 7 Abs. 3 Satz 2 erlassenen Rechtsverord- 
nung folgt. 

(2) Im übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 
1969 in Kraft. 
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